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------
Eingegangen]

04. NOV. 2010 I
HAUSER &~~~BER J

Landgericht
Landau in der Pfalz

IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

In dem Rechtsstreit

Pfalzgas GmbH, vertreten durch d. Geschäftsführer Martin Weinzierl, Wormser Str. 123,67227
Frankenthai

• Klägerin ~

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Unn & Kollegen. Rathausplatz 10,
67227 R"ankenthal (pfalz)

gegen

• Beklagter·

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Hauber & Hauber. Weinstraße 60.
67480 fdenkoben

wegen Energielieferung

hat die Kammer für Handelssachen des Landgerichts landau in der Pfalz durch die Vizepräsi-
dentin des Landgerichts Peters am 28.10.2010 ohne mündliche Verhandlung mit ZUstimmung
der Parteien gemäß §128 Abs. 2 ZPO für Recht erkannt:

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.
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3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Klägerin kann die Vollstre-

ckung des Beklagten durch Sicherheitsleistung in Höhe von

110 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrags abwerr

den, wenn nicht der Beklagte vor der VollstreckUI"YJ Sicherheit in

Höhe von 110 % des zu vollstreckenden Betrags leistet.

Tatbestand

Die Klägerin verlangt von dem Beklagten für zwei Anschlussstellen restliche Vergüttrlg fü'
die Belieferung mit Erdgas.

Der Beklagte behauptet Überzahlung. Er erkrärt insoweit die Aufrechnung.

Der Beklagte ist KlI1de der Kläaerin und wird \On ilT an den Anschlussstellen in den ArPNe-
sen ~___ _'. .

,Imit Erdgas versorgt

Die Gasanscliüsse bestehen fü" die Anschlussstelle t
1996 und für die Anschlussstelle ~ ---- ~seit 1996.

Am 01.12.2004 betrug der Arbeitspreis der KlägerinimTarifvisavi M. nactx:lem es schon
ZlM)r 2lJAnpassungen gekommen war, 0,0323 €JkWh.
In der Folgezeit kam es zu zahlreichen Preisänderungen, vorwiegend Preiserhöhungen
(vgl. Preisvero1fentlichll1Qen Anlagen K 18-20.22,24,26,28,31.33,34,).

Die Klägerin macht restliche Vergüh.l1g (Arbeitspreise t.n:I Gn.J1dpreise) geltend sowie
\OrgerichUiche Kosten in Höhe wn insgesamt 125,40 €, nämHch Nettoarwaltskosten wn
101,40 € (AnscNusssteUe ~ . J trd Mahnkosten für die beiden Verbrauchsstellen
in Höhe von 24,00 €.

Verbrauchsstelle '~
(

- , ,
Vertragskortonummert •

Der Beklagte schloss mit der Klägerin unter dem 18.3.2002 (Anlage K61, BI. 581f dA.)
einen Vertrag über die VersorgLqJ der betreffenden Anschlussstelle mit Gas ZLm Tarif visa-
vi M. Unter "Tarif-Nr./Preis-5ch1üssel" istwrmerkt "Sondervereinbarung Gas".
rn Vertrag wurde erklärt, die GasYersorgl.l1Q erfolge nach den Allgemeinen Bedingll1gen
für die GasversorglJl'l) von Tarifkunden (AVBGasV) . Sie lägen ZU" Einsicht aus, man sei
aber zur Übersendung bereit, wenn das daflJ" vorgesehene Feld angekreuzt werde.
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Ein Kreuzchen ist innerhalb einer dafür vorgesehenen Klammer nicht eingetragen.

Der Beklagte wird seither nach dem Tarif visavi M versorgt.

Die letzte Jahresabrechnung, die der Beklagte für die! _ . _ ,.lIlbe-
anstandet ausglich, war die Jahresabrec~ 2004, die den Verbrauchs2Bitraum bis ZLm

01.12.2004 erfasst
Mit Jahresrechnung \Um 12.12.2005 (Ariage K1) stellte die Klägerin dem Beklagten für
den Verbrauchszeitrnum \Um 02.122004 bis ZLm 01.122005 einen Restbetrag wn
241,51 € in Re~, fällig am 27.122005. Nach ZBI'nqJ eines Teilbetrages in Höhe
\On € 81,21 € stehen restliche 160.30 € offen.
Mit Jahresrechnung wm 12.12.2006 (ArEge K2) stellte die Klägerin dem Beklagten für
den Verbrauchszeitraum \Um 02.12.2005 bis ZUT1 01.122006 einen Restbetrag wn
983.70 € in Rechnung, fäHig am 29.12.2006. NachzahlU'YJ eines Betrages wn499,39 €
stehen restliche 484,31 € offen.
Mit Jatresrecl'vulg \Um 12.122007 (Anage K3) stellte die Klägerin dem Beklagten für
den Verbrauchszeitrall11 \Om 02.122006 bis 01.12.2007 einen Restbetrag wn 276.88 €
in Rechnung. fäHigam 02.01.2008. Dieser Betrag steht roch offen.
Mit Jahresrechrulg \Um 10.12.2008 (Anage K42. BI. 3309 dA.) stellte die Klägerindem
Beklagten fir den VerbrauchszeitrallTl \Um 02.12.2007 bis 01.02.2008 einen Restbetrag
in Höhe von 924.55 € in Rechnung, fällig am 29.12.2008. Er ist nicht beglichen.

Es kam wegen der Frage, welche Preise gültig seien. zu Schriftwechsel der Parteien,
auch wegen der Höhe der geschuldeten VorauszahlllllJen. Indiesem ZUsammemarg be-
rechnete die Klägerin auch Mahnkosten.

Die Rückstände des Beklagten gegenüber der Klägerin lI1ter dem Anschluss I

beziffert die Klägerin lI1ter Einbeziehung der zwischenzeitlichen PreisanpassLq}en (5.
2-4 der Klagebegründung, S. 1f des Schriftsatze vom 2.3.2009, BI. 3391 dA.) wie folgt:
JalYesrectrurg \Um 12.122005 160,30 €
Jahresrechnung vom 12.12.2006 484,31 €
Jahresrechnung vom 12.122007 276,88 €
Jah'esrechnung \10m10.122008 924.55 €

1.846,04€
(rechnerisch unstreitig).

Hinzu kommen Mahnkosten in Höhe von 4,00 €.
Mit Schreiben wm 30.07.2007 (Anlage K41) stellte die Klägerin dem Beklagten außer-
dem für dies Verbraochsstelle als Verzugsschaden die entstandenen Nettoan-
waltskosten in Höhe von 101,40 € in Rechnung.

Der Beklagte hatte zmächst der Klägerin zugestanden, die Preise ab 01.01.2005 mode-
rat erhöhen zu kömen. lIlleinem vennuteten tatsächlichen Preisanstieg der Bezugskos-
ten zu begegnen.
Anschließend erklärte er insoweit den Widernt und focht seine Erklänmg an. nacl'ljem er
auf Grund gerichtlicher Ertscheid~en des Jahres 2008 rumehr die AuffassllllJ wrtrat,
die Klägerin habe im Sondervertragsverhältnis keine wirksame Preiserhöhulgsberechti-
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gung.

Der Beklagte rechnete sodam mit Schreiben wm 17.12.2008 (Anlage B4) dieses Versor-
gungswrhältnis ab 2005 auf der Preisbasis zum 31.12.2004 ab.

Im Rechtsstreit stellt der Beklagte ruvnehr ausgehern von einem Arbeitspreis von €
0,032 pm kWh netto und einen Nettojahresgrundpreis wn € 201 ,00 eine neue Berectl-
nLflQ auf.
Er orientiert sich dabei an den im schriftlichen Vertrag genamten Preisen, den Ausgangs-
daten des Vertrages:

1. Jahresrechoong vom 12.12.2005. Verbrauchszeit02.12.2004 bis 01.122005
Anlage K1
39.253 kWh x € 0.032 pm kWh =
Grundpreis

. Grundpreis
Gnnipreis
NettoforderurYJ
zzgl.16 % USt
Zahllllg (Ariage K1)
RestfordeJUlQ Klägerin von
ZBhllIVJ
RückfordefU"gsanspru;h des Beklagten

€ 1.256,01
€ 16.52
€ 99.67
€ 88.60
€ 1.460,80
€ 1.694,52
€ 1.665,00.
€ 29.:52.
€ 81.21
€ 51,69.

2. Jahresrechnung vom 12.12.2006. Verbrauchszeitraum 02.12.2005 bis 01.12.2006
Anlage K2
43.246 kWhx€0,032 pm kWh=
Grundpreis
Netto
~1.16 %USt
Abschläge (Anlage K2)
Restzahlung
RClckforderuYJsanspndl

€ 1.383.87
€ 201,00
€ 1.584.87
€ 1.838,45
€ 1.500,00
€ 499,39
€ 160.94

3. Jahresrechnung vom 12.12.2007. Verbratr.hcizeitraum 02.12.2006 bis 01.H.2007.
Anlage K3
a) vor Umsatzsteuererrohung
5.704 kWh x € 0,032 pro kWh =
Grl.I'ldpreis arteilig
ergibt NettofordellJrlJ
zuzüglich 16 % Umsatzsteuer

€ 182,52
€ 16,52
€ 199,04
€230,88

b) nach Umsatzsteuererhölull
30.096 kWh x € 0.032 pm kWh =
Grundpreis
Grundpreis
insgesamt
zzgl. Umsatzsteuer 19 %

€ 963,07
€ 49,56
€ 134,91
€ 1.147,54
€ 1.365,57
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zuzüglich des Anspruchs LIlter a)
BruttogesamtfordefUlQ
Abschläge
RückforderurYJsanspruch

€ 230,88
€ 1.596,45
€ 1.996.00
€ 399,54.

4. Jahresrechnung vom 10.122008. Verbrauchszeitraum 02.12.2007 bis 01.U.2008
AnJage K 42(Sctviftsatz vom 17.022009)

39.514.626k5W,47hx€O,032 pro kWh =
Grundpreis
NettoforderurYJ
zzgl. 19 % USt
Abschläge {Anlage K42}
Rückforderurgsanspruch

€ 1.265,47
€ 201,00
€ 1.466,47
€ 1.745,09
€ 1.868.56.
€ 123,46.

Insgesamt standen dem Beklagten daher nach der Jahresrectn.l1g vom 02.10.2008 nach
seiner BereclYu1g Rückfordermgsansprüche zu wie folgt
2005 € 51,69
2006 € 16,94
2007 € 399,54
2008 €123.46
2005-2008 € 591,63.

Der Beklagte erklärt Aufrechnung mit den errechneten RückforderungsanspJÜChen,
ZlMlächstmit dem Anspruch aus 2005 und dam fortlaufend.

5. Jahresrechrug vom 11.122009 (Anlage B19). Verbraochs2eitratlll vom 02.12.2008
bis 04.12.2009 (nicht eingeklagt)
36.219.315k3W,02hx€ 0,032 pro kWh=
Grundpreis 368 Tage
Nettofordenrg
zzgJ. 19 % USt
Abschläge (Anlage B 19)
AnspruchderK~genn

€ 202,65
€ 1.355,67
€ 1.613,24
€ 1.270.12
€ 343,12

Nach AufrectnJng mit den errecmeten RückforderurYJsansprüchen (insgesamt € 591,63)
errechnet der Beklagte zum 12.12.2009 eine Differenz zu seinen Gunsten in Höhe "'On €
248,51. Er kllldigt an, diesen restlichen RückfordertlYJsanspruch mit der nächsten Jahres-
rechnung zu wrrechnen.

Der Beklagte lIld die Pfalzwerke AG schlossen am 30.9.1996 (Anlage B26, BI. 722 d.A.)
einen Vertrag über die VersorgLllJ der betreffenden Anschlussstelle mit Gas. Es ist wr-
merkt. dass der wreinbarte Tarif 611 einem Sonderabkommen lIlteriiege. ~nsoweit wird
auf die Anlagen Bezug genommen). In einer der AnJagen ist darauf tjngewiesen. dass für
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"Gas-Sonderabkommen u.a. die AVBGasV Geltung finde (BI. 724 d.A.). Im Vertrag selbst
ist erklärt, dass auf WlDlSchdie AVBGasV zugesandt werde.
Einige Monate ZJ.M)rhatte der Beklagte fi.i"diese Ansctiussstelle einen Gasanschluss an-
gemeldet. Hier hatte er unter dem 9.1.1996 (Anlage K62, BI. 583 d.A.) bestätigt. die Allge-
meinen BedillJU1Qen für die GaswrsorglJ'lg \/OnTarifkll'lden \/Om21.6.1979 erhalten zu ha-
ben.

Der Beklagte wird seit JatTen an dieser Anschlussstelle nicht mehr durch die Pfalzwerke,
sondern dlJ'"Chdie Klägerin 2UrTl Tarif visavi M mit Gas wrsorgt

Die Rechnungen der Klägerin bis 2007 sind ausgeglichen.

Mit Jahresrechrulg vom 05.03.2008 (Anlage K8) stellte die Klägerin für den Verbrauchs-
zeitraum \/Om20.02.2007 bis 25.022008 restliche 639.47 € in RechrlurrJ zzgl. Mahnl<os-
ten in Höhe \/On16,00 €, fäHigam 25.03.2008. Am 26.03.2008 bezahlte der Beklagte
einen Teilbetrag von 309.59 €, so dass noch 329,88 € offen stehen.

Aoch hier kam es wegen der gültigen Preise zu Schriftwechsel der Parteien. auch wegen
der Höhe der geschuldeten VorauszahlLlllJen. Indiesem ZUsammenhal'YJberecmete die
Klägerin auch Mahnkosten (vgl. Klageschrift und Anlagen K 10-14).

Daraus ergaben sich für den Verbrauchszeitralm \/Om20.02.2007 bis April 2008 Mahnkos-
ten in Höhe von insgesamt 20.00 €, auf die der Beklagte keine Zahlung erbrachte.

Der Beklagte hatte mit Schreiben vom 17.03.2008 (Art3ge K16) zunächst erkfärt, er akzep-
tiere für dieses Vertragsverhältnis für 2007 ein Preisniwau wn 0,035 €JkWh lI1d ab
01.01.2008 \IOn0.040 €A<Wh.
InWiderspruch hierzu erklärte er mit Schreiben vom 04.06.2008 (Anlage K17), seine Rech-
l1U1Qenmüssten rückwirkend dergestalt gekiizl: werden, dass lediglich ein Preis von
0,0323 €lkWh zum Ansatz komme.

m Rechtsstreit hat der Beklagte eine neue Be~ erstellt, bei der er einen Arbeits-
preis von 0,0323 €JkWh netto zugl1.l1degelegthat den letzten Arbeitspreis, dem er nicht wi-
dersprochen hatte. Beim Gnn:Jpreis geht er hier von € 186,00 netto jäfyfich aus (Jahres-
rechnung Anlage 822).
Danach ergibt sich folgende (rechnerisch unstreitige) Rechnung:

1. Jahresrechnung vom 23.02.2007. Verbrauchszeitraum 19.02.2006 bis 19.02.2007,
Anlage K 9
a) wr Umsat2steuererhöhung
16.974 kWh x € 0,0323 pro kWh =
Gnrdpreis anteifig
ergibt NettofordelUlQ
zuzüglich 16 % Umsatzsteuer
b) nach Umsatzsteuererhöhung
5497 kWh x € 0,0323 pro kWh =
Gnrdpreis
insgeSamt

€548,26
€ 161,03
€709,29
€ 822,77

€ 177,55
€ 25,48
€ 203,03



- Seite 7 •

zuzüglich Umsatzsteuer 19 %
zuzüglich des Anspruchs lI1ter a)
ergibt Bruttogesamtforderung der Klägerin
Abschlag
RückfordelUl'Jsanspruch

€ 241,60
€ 822,77
€ 1.064,37
€ 1.235.00
€ 170,63.

2. JafTesrechnung \,Um05.032008, Verbrauchszeitraum 20.02.2007 bis 25,02.2008
Anlage K 8
23.275 kWh x € 0,0323 pro kWh =
zuzüglich GJU1dpreis
ergibt Nettoforderung
zuzüglich 19 % Umsatzsteuer
Abschläge Atiage K8,
RestforderU1g Klägerin

€ 751,78
€ 189,05
€ 940,83
€ 1.119,58
€ 920.00,
€ 199,58.

3. Jahresrechnung vom 27.02.2009, Verbrauchszeitraum vom 26.022008 bis 23.022009,
Anlage B20
22.192 kWh x € 0,0323 pro kWh =
Gn.njpreis
ergibt Nettoforderung
zuzüglich 19 % Umsatzsteuer
Abschläge Anlage B 22,
Anspruch des Beklagten

€ 716,80
€ 184,98
€ 901,78
€ 1.073,12
€ 1.246.00
€ 172,88.

RiJckforderungsansprüche nach der Jahresrechnung vom 27.02.2009
2007 € 170,63
2008 negativ, J. € 199.58
2009 € 172,88
Rückforderung des Beklagten € 143,93

Nach Verrechnung steht dem Beklagten nach seiner Berechrull gegen die Klägerin ein
Rückforderungsanspruch in Höhe \Cn 143,93 € zu, dessen Verrecl1nl.l1J er mit dernächs-
ten Jahresrechrung ankündigt.
Inzwischen nagt zu diesem Anschlusswrhältnis eine weitere Jahresrechru'l) vom
03.03.2010 (Anlage B23-25) vor.

Das Amtsgerictt hat den Rechtsstreit antragsgemäß gemäß §102 EnergiewirtschaftsG
Zlm Landgericht verwiesen.

Die Klägerin trägt vor~

Gasgrundversorgungsverordl'U'lgrr arifwrtrag
Die VersorgLDlQdes Beklagten mit Erdgas erfolge an beiden Anschlussstellen auf der
Gnndlage der VerordnurYJ über Allgemeine BediflJUIlJen für die Gasversorglllg von Tarif-
klß1en CAVBGasV) wm 21.06.1979 (BGBI. 15. 676) bzw. auf der GnnJlage der nachfol-
geroen Gasgrundwrsorgungsverordl'U'1Q (GasGW) wm 26.10.2006 (BGBI. 15.2391)
an den beiden Verbrauchsstellen mit Erdgas.
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Der Tarif Visavi M sei kein Sondertarif. Er sei trotz seiner datingehenden Bezeichnung
ein GrundwrsorglJ1gstarif, weil jeder Kunde einen Anspruch auf eine Versorgung zu die-
sen Preisen habe.

Jedenfalls seien aber die AVBGasV bzw. die GasGW wil1<:samauch in einen SondeNer-
trag einbezogen worden. Deren Übergabe sei zur Wirksamkeit der Einbeziehung nicht not-
wendig geYlesen. Außerdem habe der Beklagte unter beiden Vertragskontonummem die
Schreiben wm 29.12.2006 nebst beigefliJter GasGW (Ariagen K63,64) lI1d \Um
24.03.2007 nebst beigefügter GasGW erhalten (Musterexemplar wm 24.03.2007 sowie
die Versendll1Qsliste. Anlagen K55. K65-67).
Beweis: Zeugnis des'

Zeugnis der ,_

Konzession
Unerheblichfü"die Einstl.Jfurgals Tarifvertrag oderSomervertrag sei die Höhe ihrerKon-
zessionsabgabe. Die Konzessionsabgabenverord~ regele ausschließlich das lmenver-
hättnis zwischen dem Versorger lI1d den Konzessionsgeber. Auf Gnn:I einer Vereinba-
fU'lQ mit dem Gemeime- und Städtebund Rheinland-Pfalzzahle sie für sämtliche Haushal-
te, die den überwiegemen Teil itv'es Wärmebedarfs dLl'ChGas deckten (nahezu aDeihre
KlMlden) einen Konzessionsabgabensatz wn 0,03 CentJkWh unabhängig davon, ob diese
nach ihrem Preisgefüge als Sondervertragskunden gefibt würden oder nicht.

Akzeptanz
Nachdem der Beklagte auf sein Recht ZLI" Kündi9urYJdes Versorgll'YJswrtrages wrzich-
tet und stattdessen weiterhin ihre GasJiefermgen entgegengenommen habe, liege hierin ei-
ne Akzeptanz jedenfalls der Preiserfl5!'u'YJen ab dem Zeitplllkt der Marktö~ im Jahre
2007, erst Recht aber im Jatre 2008.

Der Beklagte sei jedertalls an die Preise der JahresreclYu1gen gebll1den, die er zuletzt
unbeanstamet ausgegßchen habe, auch dam, wem dem Vernagsverhältnis keine wirksa-
me Preisämermgsklausel zugnn:le riege. Dem wer eine Jatresrectn.l1g rügelos ausglei-
che, akzeptiere das darin enthaltene Preisniwau, dessen Gültigkeit hierdll"Ch zuniR:.lest
konkludent wreinbart werde.

Preisgestaltlng, Billigkeit
D~r Preissockel sei ohnehin nicht auf Bilfigkeit 2U überprüfen.
Die wn ihr vorgenommenen Preisänderungen hätten jeweils der Billigkeit entsprochen.
Sie biete im Vergleich 2U anderen Unternehmen itre Leistu1g günstig an, so dass ihre
Preise schon deshalb der BiUigkeit ertsprächen (vgl. etwa Preisvergleich des Btn:leskar-
teßamtes (K 36). .

Sie habe in ihren Preiserhöhl.BlJen seit dem 01.01.2005 lediglich gestiegene Bezugskos-
ten weitergegeben, und diese nicht wllstäR:.lig lI1d zeitlich wrsetzt Dieser Kostenanstieg
sei nicht durch Kostenerspamis in anderen Bereich ausgeg6chen worden.

MonopolsteIlung
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Sie habe bereits im Jatve 2004, also wr Marktöffnung in diesem Bereich. wegen des Sub-
stitutionswettbewerbes mit Anbietem konklJTi~rerder Heizenergieträger keine Monopol-
stellurg mehr gehabt mit der Folge, dass das wm KlRIen akzeptierte Preisniveau keiner
Billigkeitskontrolle unterliege.

Spätestens seit April 2007 habe sich im Bereich der leitulJsgebundenen GaswrsorglllQ
der Wettbewerb dll"Crgesetzl Ko,,*lJ"renzLltemehmen belieferten auch im Bereich des Be-
klagten mit Erdgas und leiteten zu diesem Zwecke durch ihr Netz durch.

Verbrauchsstelle
'" "Vertragskontonummel

Geltung der AVBGasV
Die Geltung der AVBGasV t.Ild damit auch des Preisanpasslllgsrechts sei im Jahre
2002 scmftlich vereinbart worden (Anlage K 61).
Eine Übergabe der AVB GasV sei nicht erforderlich gewesen, weil der Beklagte diese be-
reits im Jahre 1996 erhalten habe.
Außerdem reiche es zur wirksamen Einbezietulg der AVBGasV aus, wem deren Über-
sendung angeboten werde, da es sich hierbei Lm eine Rechtsnorm handele.

Weil der Vertrag die VersorgllYJ eine j betreffe lIld das Rectisge-
schäft.im Rahmen der selbststärdigen bel'lilichen Tätigkeit des Beklagten erfolgt sei, hand-
le es sich nicht um einen Verbrauchervertrag. Gemäß §310 Abs. 18GB finde deshalb §
305 Abs. 2 und 3 BGB omehin keine Anwendung.

Akzeptanz
Die letzte JalTesabrechrulg. die der Beklagte für das AllNeSen - _. ,

unbeanstandet ausgeglichen habe, sei die Jahresabrechnlrg 2004 bei einem Preisni-
wau wn 0,0323 €/kWh netto gewesen. Deshalb sei er für die Verbrauchstelk. c ~

_. ,wenigstens an dieses Preisniveau geblRlen. obwohl er mit Schreiben
vom 17.32008 (Anlage K16) sogar einen Preis wn 0,035 € und sogar 0,04 € akzeptiert
habe. Daran müsse er sich halten lassen ..

GP-Nr. }- Verbrauchsstelle( _
Einbeziei]Ung derAVBGasV, Übersendung
Dem Vertragsverhältnis sei die AVBGasV zugnnte gelegt worden und mittin ateh das
hieraus resultierende Preisanpasslllgsrechl
Der Beklagte habe bereits mit der AnmeldLIYJ des Gasanschlusses wm 09.01.1996 (Anla-
ge K62) die AVBGasV erhalten. Das habe er habe am 09.01.1996lrierschriftlich bestä-
tigt:

Weil der Beklagte am 09.01.1996 die AVBGasV erhalten habe und deren Erhalt schriftlich
bestätigt habe lI"ld weil _ - , habe es einer noctma6gen Übergabe dersel-
ben Ende 1996 nicht bedurft.

Akzeptanz
Die letzte Jahresabrechnung. die der Beklagte in diesem Vertragsverhäftnis ausgeglichen
habe, sei die Jahresrechru1g vom 23.02.2007 (Anlage K9) bei einem Preisniwau von zu-
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letzt 0,0477 €/kWh netto gewesen. An dieses Preisniveau sei er deshalb gebunden.

Mit Schreiben wm Q7.03.2008 (Anlage K16) habe der Beklagte zudem mitgeteilt. er akzep-
tiere für 2007 ein Preisniveau wn 0,035 €/kWh netto tn:i ab 01.01.2008 ein Preisniveau
von 0,040 €/kWh netto.

Die Klägerin beantragt,
(berichtigte KlageerweitelUlg im Schriflsatzwm 2.3.2009, BI. 310 d.A.)

den Beklagten zu verurteilen, an die Klägerin 2.175,92 € zu zahlen nebst Zinsen in
Höhe 'IOnjeweils 5 %-Punkten über dem Basiszinssatz
aus 160,30 € seitdem 28.12.2005, aus 484,31 € seit dem 30.12.2006,
aus 276,88 € seit dem 03.01.2008, aus 924,55 € seit dem 30.122008 sowie
aus 329,88 € seit dem 26.03.2008 zzgl. wrgerichtlicher Kosten in Höhe 'IOn
125,40€.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte trägt vor:

Vertragsart
Seine Versorgung mit Erdgas erfolge auf Grund wn Sonderverträgen l,ßj sei keine
Grund- und Ersatzversorgung. Das habe sich für im aus der Tarifstrukttr und der Wortwahl
ergeben
Auch die Klägerin sehe das so; ihre Konzessionsabgabe berechne sich (lA'lStreitig) auf
der Grundlage eines Sondervertrages.

h den Sondervertragsverhältnissen fehle der Klägerin die Berechtiglll9 ZlI" einseitigen
Preiserhöht.rYJ. Dem den Sonderverträgen liege weder die GasGW zugrunde noch die
vorherige AVBGasV. .

Einbeziehung der AVBGasV 1 GasGW
Die Preiserrohulgsbestimrntrg aus der AVBGasV 1 GasGW sei nicht in die Sonderver-
träge einbezogen worden. Es fehle schon an einer "inhaltsgleichen Übernahmen.

Außerdem müsse die AVB Gas V bereits vor Verlragsschluss dem Kunden vorgelegen ha-
ben lI1d der KlIlde müsse mit der Einbezietulg der einseitigen Preisändertl1Qsbefugris
in §4 AVBGasV ausdrücklich einverstanden gewesen sein.

Die AVBGas V sei ihm aber richt ct>erreichtoder den Vertragsllller1agen beigefügt wor-
den. Ein einfacher Hinweis auf die Geltung der AVBGas V reiche im Sonderklnfenverhält-
nis ZlI" Einbezietulg nicht aus, ebenso wenig eine Übergabe bei Anmelch.ßJ eines Gasan-
scl1usses.
Die AVBGasV sei ihm nicht zugeschickt worden, weder bei Vertragsschluss noch später.
hn seien die Schreiben vom Dezember 2006 lIld März 2007 ficht ngegalYJen, mit de-
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nen die GasGVV übersandt worden sein solle.

Unwir1<samkeitwn Erhöhungen
Da die GasGW und die wrherige AVB GasV nicht wirksam in die Sondervertragswrtlält-
nisse einbe2Dgen 'NOrdenseien, gebe es keine gese1zliche oder vertragliche Grundlage
ü einseitige Preisänderungen.

DlI"ChzahllllQen seien keine neuen Preisvereinban.JlQen zustande gekommen. Sie hät-
ten auch kein Anerkemtnis beinhaltet.

Die UrftNirksamkeit der beanstandeten Klauseln fihe nicht dazu, daß eine Preisänderung
im Wege der Leistungsbestimmung nach §315 BGB erfolgen könne.

Er habe bereits seit 2005 allen Jatlresrechnmgen zu beiden Versorgungsverhä/tnissen wi-
dersprochen lI1d die EinzielulJsennächtiglllg Vlliderrufen. Damit sei die Klägerin frillzei-
tig gewarnt gewesen. Sie hätte sich wm Vertrag lösen können.

Forderungen der Klägerin
Aufgrund der Verrechnl.qJ bzw. Aufrechrulg gegen laufende Vorauszahlll1Qsbeträge, die-
se berechnet auf angemessenem VorauszahllllQsniveau ausgehend wn der Preisbasis
Z1.IT131.12.2004, bestehe ZLr Zeit keine Forde~ derKlägerin, und zwar aus keinem Ver-
sOFgll19sverhältnis.

BiUigkeitspriifiIJg
Falls die KlägeJin ein Preisbestimmll1gsrectt habe, müssten die abgerechneten Preise
auf Billigkeit überprüft werden.
Vom Unbilligkeitseinwand sei auch der abgerechnete Sockelbetrag erfasst.
(Auf den weiteren Vortrag zur Billigkeit bzw. UnbiJIigkeit der Preisgestaltung und zu den zur
Überprüfung anstehenden Bereichen wird verwiesen).

a) Verbrauchsstelle (-_ --J
Vertragskontonummer: --~-
Das Preisniveau betreffend das Versorgll'gsverhältnis ,wn
€O,0323I kWh habe er ru bis zu dem Zeitpll'lkt akzeptiert, zu dem er ein niedrigeres
Preisniveau nach\Neisen könne. Er habe diese Erkläfl.BlJ U'ld ein ZUgeständnis zu Erhöhun-
gen des Arbeitspreises auch widerrufen, nachdem er 2008 erfahren habe, dass die Kläge-
rin im Sondervertragsverhältnis keine wirksame Preiserhöhungsberechtigung gehabt habe.

Eine wirksame Einbe2iehta1g der AVBGasV in das Vernagsverhältnis sei mangels Einhal-
tung der Voraussetzungen des §305 Abs. 2 BGB nicht erfolgt.
Es ersetze richt die Übergabe der AVB GasV 2002, wem sie 1996 zu einem anderen Ver-
sorgLl1gsverhälb'lis -lJ'ld dort l1LI" in ZUsammenhang mit der Anmeldll1g des Gasanschlus-
ses - schon einmal übergeben YIOrdensei.

Die Bezugnahme auf die AVBGasV sei zudem widersprüchlich und missverständlich:

Obwohl er an diesem Geschäflssitz~ . _betreibe, sei §305 Abs.
2 BGB auf das Vertragsverhältnis anzuwenden. Dem dieser Verso rglIlgsvertrag sei nicht
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mit ihm als Unternehmer oder mit.... __ geschlossen worden, sondern mit ihm als Pri-
vatperson. Der Vertrag weise keinen ZLJ'echn.l'gszusammenhang zu seiner beruflichen Tä-
tigkeit an diesem Ort auf. Er habe als Vertragspartner lrd Privatperson an dieser Stelle
mit Gas versorgt werden sollen.

b) Anschlussverhältnis ,___ _~ Vertragskontonummerl.
Zur GasversorgLl1Qan dieser Verbrauchsstelle bestehe ebenfalls ein RückfordertAllsan-
spruch, unabhängig dawn, ob der Unbilligkeitseinwand erhoben worden sei oder nicht

Mangels Übergabe der AVBGasV habe die Klägerin aLChbei diesem Sonderwrtrag
kein Preiserhöh\l1gsrecht.

Zudem Versorgll1Qsvertrag vom 30.9.1996 (Anage B 26 bis B 28), der zwischen ihm als
Privatperson lfld der Pfalz.werkeAG geschlossen worden sei, sei die AVBGasV mit Ver-
tragsschluss am 30.09.1996 ficht wergeben worden.
Eine Übergabe sei auch nicht am 09.01.1996, 9 Monate zuvor, erfolgt
Antage K62 betreffe - LIlStreitig - ficht das DauersclUdverhältnis des LiefelVertrages, son-
dern dEmGasanschluss. Die ArmeldLl1Q eines Gashausanschlusses habe aber nur die
techrischen Seiten geregelt, deshalb könne insoweit niett alt eine wirksame Einbezie-
tu1g in das Sonderwrtragsverhältnis geschlossen werden.

Das Venragsverhältnis sei zum Tarif 611 begründet worden und nicht zun Tarif "visavi Mn.
Eine einseitige Änden.rtg des Vertragsverhältnisses werden Tarif 611 in ein Vertragsver-
hältnis mit dem Tarif RvisaviM" wäre mangels seiner MitwirkUlQ unwirksam

Zu dieser Verbrauchsstelle mache die Klägerin € 329.88 gettend. Er habe dagegen einen
Rückforderungsanspruch errecmel

Das Gericht hat bewr die Parteien die scmftlichen Verträge aufgefinien hatten und als
noch unklar war, ob es solche schriftlichen Verträge überhaupt gebe, Be'M!is erhoben ge-
mäß BeweisbeschlussNerfügllYJ \/Om5.8.2009 LV.m. 17.6.2010 dll'Ch die Vernehmung
der Zeugen -- . undL_ '.Auf die VemehmLllg des Zeugen' - _ ist verzichtet
'NOrden.Wegen des Zeugen i-waren die Parteien mit einer VerwertlrYJ einer Vemeh-
mlU1Qvor dem Landgericht Frankenthai einverstanden.

Wegen des Ergebnisses der Beweisatinahme wird auf die Si1zLr'gsriedersctTift \/Om
17.6.2009 Bezug genommen.

Wegen des Sach- und Streitstardes im einzelnen wird alt den vorgetragenen hhalt der zwi-
schen den Parteien gewechselten SclYiftsätze, die zu den Akten gereichten Unterlagen
und die in den Protokollen getroffenen Feststellurgen verwiesen.

Entscheidungsgründe
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Die Klage ist zulässig, führt aber in der Sache nicht zum Erfolg.

Der Klägerin stehen gegen den Beklagten aus den mit ihm abgeschlossenen Energieliefe-
rtlrYJsverträgennur Fordermgen in der Höhe 2lJ, die sich bei Berechr1urYJder bei Vertrags-
schluss geltenden Preise bzw. der wn dem Beklagten ZLgestaooenen Preise ergibt Die-
se Ansprüche sind aber jeweils erfüllt

Vertragsart
Die zwischen den Parteien bestehenden beiden Verträge über die Belieferut"'g der benann-
ten beiden Anschlussstellen waren keine Tarifverträge im Rahmen der GrundversorgtrYJ,
bei denen der Klägerin ohne weiteres ein einseitiges Rectt ZLr PreisäooelUYJ zustehen
würde, sondem Normsonderverträge.

Zwar belieferte die Klägerin im Ratmen der mit dem Beklagten abgeschlossenen Ver-
tragsverhältnisse - wie auch schon ZlM>r die Pfalzwerke - den Beklagten "automatisch"
mit dem ffr ihn gÜlStigsten Tarif. Dazu zähtten die Tarife "611"der Pfalzwerke und der Ta-
rif visa\4iM der Klägerin. Jedoch waren diese Tarife nicht scron wegen dieser Aliomatik
als Tarif\lerträge einzustufen mit der Folge, dass ohne Vtleiteresdie AVBGasV bzw. spä-
ter die GasGW Geltung gefunden lIld dem das Gas liefernden Urtemehmen ein einseiti-
ges Preiserhöhungsrecht zugestanden hätte.

Dem bereits der Abschluss der streitgegenständlichen schrtftlichen Verträge als solcher
ließ für den Beklagten als Kunden der jeweiligen Energielieferantin den Eindruck entste-
hen, dass die lieferantin ihn nicht "ge2.Wlllgenermaßen" im Rahmen einer Versorg~s-
pflicht mit Energie beliefem wollte, sondern dass sie itm als Vertragspartnerin gegenüber-
stand im Rahmen eines allgemeinen Vertragsverhältnisses (vgI.BGH, Url v. 15.7.2009,
NJW 2009, 2662). Dieser Eindruck wurde dadurch verstärkt, dass dem Beklagten auf
Gn.rd der lI1tersch1edlichen zur Verfügurg stehenden Tarife der - dll'Chaus zutreffende -
Eindruck vermittelt wurde, er könne zwischen verschiedenen Tarifen wählen.

Daran ändert richts, dass die jeweilige Anbieterin - jedenfalls wr 2007- im fraglichen Ge-
biet alleinige Anbieterin bei der BeliefertlllJ mit Gas war. und gleiches gilt aoch schon für
die Zeit wr der NeuregellJ1g des Energiewirtschaftsrechts im Jahr 1998. Denn seron da-
mals stand es den Unternehmen frei, neben den allgemeinen Tarifen Sonderwrträge zu
schließen, für deren inhalUicheAusgesta~ der Gnn:Jsatz der Vertragsfreiheit galt (vgl.
BGH aaO S. 226 m.w.N).

Unterstützt werden konnte ein Vertragsktrde (z.T. ertgegen der lI'SplÜ1g6ch wm Gericht
geteilten Meinung) in seiner AuffasslDJ, nicht als TariiklnJe versorgt zu werden, sondern
Vertrags partner eines Normsomervertrages zu werden, aLChdurch die wn den beRefern-
den Unternehmen (Pfalzwerke AG bzw. die Klägerin) wrfiegerxl selbst gewählten Namen
der von ihnen angebotenen Verträge, die sie ausdrücklich als "Sorxlerverträgell bzw. ·Son-
derabkommen" bezeichneten, lI1d zwar gerade im Gegensatz zu der ebenfalls wn ihnen
angebotenen GJ'lI"dversorglKg. Die Bezeichru1g als Sondervertrag behielt jedenfalls die
Klägerin konsequenterweise auch insoweit bei (wem das aLChwr1iegem, WO es auf die
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Sicht des Vertragspartners ankommt, nictt entscheidend sein mag), als sie diese Verträ-
ge im Ratmen der Konzessionsabgabe gegenüber den Gemeinden ebenfalls als "Soooer-
verträge" deklarierte.

Besonders deutlich wurde der Umstand. dass die Kunden, die den Tarif \lisaviM vereirr
bart hatten. Vertragspartner eines Sondervertrages geworden waren, als die Klägerin ih-
nen urd allen, die eine Eil1Zl.gsennächtigllYJ erteilt hatten bzw. erteilen wCnJen, später im
Rahnen dieser Vertragsvariante praktisch als Gegeneistmg für die Einzugsennächti-
goog einen reduzierten Preis anbot bzw. gewät11e.

LetzUichhat sich. soweit ersichUich, auch die Klägerin, die ursprünglich im Rechtsstreit
die entsprechenden Verträge als Tarifverträge einstufen wollte, dazu entschieden, die Ver-
träge als Sonderverträge anzusehen.

Einseitiges Preisänderungsrecht
Bei einem Normsonderwrtrag hat aber die Lieferantin ohne ertsprechende Vereinbanrg
kein Recht ZLI' einseitigen Preisänderung.

Ify steht bei einem Sonderwrtrag insbesondere kein einseitiges Reclt 2lS Preisänderung
unmittelbar nach §4 Abs. 1 und 2 AVBGasV bzw. später GasGW zu, dem in diesem
Faß werden die AVBGasV bzw. die GasGW nicht zwangsläufig, nicht wn Gesetzes we-
gen (BGH aaO, 2663), Bestandteil des Versorgungsvertrages.

Ein Recht zt..reinseitigen Preiserhölu'lJ setzte vielmehr voraus, dass sich die Parteien,
sei es ausdrücklich oder konkludent, darauf geeinigt hatten.
Daran fehlt es hier.

Einbeziehung der AVB GasV bzw. die GasGW.
Mangels anderer Regelung in den streitgegenständtichen Verträgen konnte eine Befugnis
ZLI" einseitigen PreisanpassLllJ für die Klägerin etwa dadLl"Chzustande gekommen sein,
dass die AVB GasV bzw. die GasGW, die der Lieferantin ein solches Rectt eilTäll11en,
wirksam in die Verträge einbezogen worden waren.

Bei einer wirksamen Einbe:ziehung wäre von einem einseitigen Preisänderungsrecht oh-
ne weiteres auszugehen. Bei SondeNerträgen der GasversorgUl'lJ findet gemäß §310
BGB eine Inhaltskontrolle nach den §§308,309 BGB nictt statt, soweit die Versorgungsbe-
dingUfYJenricht ztrn Nachteil der Abnehmer von der VerordlUlQ über Algemeine Bedin-
gungen fii" die Versorgung von Tari1kunden mit Gas (AVBGasV) abweichen, an deren SteI-
le die Gasgrundwrsorgurgswrordnung (GasGW) getreten ist Dem die Sonderabneh-
mer bedürfen keines stärkeren SchJtzes als die Tarifkunden (BGH aaO S. 2664).
Den Bestimmll'YJen der entsprechenden Verordl1ll1Q kommt deshalb für Soooerkundenver-
träge eine -Leitbildfulktion im weiteren Simen zu. auch wem sie dafü- nicht t.n11ittelbar
gelten. Das gilt jedenfalls für das PreisändeJl.ll)srecht nach §4 Abs. 1 und 2 AVBGasV
(BGH aaO) und deren NachfolgeregellJ'lg GasGW.

Eine wirksame Einbeziel1urg der entsprecheooen VerorulUlQ in die streitgegenständli-
chen Verträge ist aber nach dem Ergebnis der Beweisaufnatl'ne nicht erwiesen. Die inso-
weit beweisbelastete Klägerin hat diesen Nachweis nicht erbringen kÖ':W'len.
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Die Einbezietulg der jeweils gUtigen VerordlU'YJ. die in diesem Zusammenharg als All-
gemeine GeschäftsbedirgtqJ einzustufen ist. setzte voraus, dass die für die Eirbezie-
hung von AGB maßgeblichen Regelll1gen beachtet waren.
Dazu gehörte. dass die entsprechende Verordnung dem Kl.Ilden in ordnungsgemäßer
Weise bekannt gemacht wurde.

Nach §305 Abs. 2 BGB werden AGB nur dam Bestandteil eines Vertrages, wem der
Verwender den Klflden bei Vertragschluss ausdrücklich oder (in einem Soroerfall) durch
deuUich sichtbaren Ausha!'YJam Ort des Vertragsschlusses auf sie hinweist (§ 305 Abs. 2
Nr. 18GB), wem er dem Kunden die Möglichkeit verschafft, in zurmJbarer Weise von Ur
rem Inhalt Kenntris zu nehmen (§305 Abs. 2 Nr. 2 BGB) lIld wennderVertragspartnermit
der Geltung derAGB einverstanden ist.

Vorliegend hat die Klägerin bei HersteHtqJ des Hausanschlusses im Jahr 1996 zwar auf
die damals geltende Verordnll'g hirgewiesen, um der Beklagte hat deren Empfarg bestä-
tigt (Anlage K62, BI. 583).

Unstreitig ist aber der Vertrag zwischen den Parteien betreffend hinsichtlich der betreffen-
den Anschlussstelle erst etwa 9 Monate nach der HersteUu1gdes Hausarischlusses abge-
schlossen worden, der Vertrag hinsichtlich der Anschlussstelle - ~WlI'de erst 6
JatTe später abgeschlossen. Weil darin jeweils niett alt die ÜberlaSSlllg der AVBGasV
bei HersteltlJ'Ydeines Gasanschusses Bezug genommen WU'de, sondern ausdrückftch auf
die MögJichkeit hingewiesen 'Mrde, die AVBGasV - in ihrer neuesten Fassll1Q - einzuse-
hen oder itre ÜbennittlLqJ zu veria!'YJen.war fü" den Anschlussnermer in beiden Fällen
nicht selbstverständlich, dass, selbst wem jetzt.erneut auf eine Verord~ mit der frühe..
ren Bezeichrulg hil'YJewiesenWU'de. es sich un die 2lJTlZeitpunkt der Herstelllll) des
Hausanschlusses geltende Verordnt.l'g mit lI'Nerändertem Inhalt handeln wiXde. Deshalb
war die jeweilige Vertragspartnerin gehalten, den KlI'lden des GasbeftefelUlQsvertrages
nicht nur erneut auf die AVBGasV, die sie als AGB in den Vertrag einbeziehen 'M>lIte,hin-
zuweisen, sondern diese ihm auch ordl1l.81Qsgemäßzugänglich zu machen.

Unstreitig hat die Pfalzwerke AG dem Beklagten bei Adnatvne des Vertragsverhältnisses
a~eboten, bei ihr die maßgebJiche Verordl'UVJ anzufordern. Ähnliches gilt für die KJäge-
rin bei dem Vertragsschluss hinsichtlich der Anschlussstelle' . Dieser Umstand
spricht dafür, dass dieser Vertragsschluss 1e1ztlichlI1ter Abwesen:ten erfolgt ist. Dem bei
einem Vertragsschluss Lrier Anwesenden hätte nahegelegen, enlweder die Übergabe
der Verordl'llJllJ oder einen Verzictt auf eine solche Übergabe festZlllalten, aber es bot
sich in einem solchen Fan nicht an, schriftlich alt die Möglichkeit einer ArtordefU'IQ zu ver-
weisen.

Bei einem Vertragsschluss lrier Abwesemen kam aber in der Regel rudie Übersen-
dlllJ der AGB, hier der VerordOl.ßJ, den Anforoel1.l'YJendes §305 Abs. 2 Nr. 2 BGB Ge-
nüge tun. und zwar in der Regel bei Vertragsschluss selbst.
Der HirMleis, dass der KU1de die Verordnung anfordern könne lI1d sie itm dam kosten-
los zugeschickt werde, kam zwar im Einzelfall ausreichend sein, dem KlI'lden in zunutba-
rerWeise Kerrtnis \Um hhalt der AGB zu verschaffen (Palandt, BGB, 69. Aufl. 2010,
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§305, Rdn. 34,35}. Eine solche Ausnahme ist vorliegend aber nicht gegeben.

Zwar ist der Beklagte. :LIld geht beruftich mit lm, so dass dawn
ausgegangen werden kam, dass er kei~ großeren Probleme gehabt hätte, sich die ent-
sprechenden Verordnurgen zu verschaffen. Jedoch dürfte eine solche Beschafftl'g einer
speziellen Verordnung, etwa im Internet, wr 14 Jahren, aber vielleicht auch 8 Jahren deut-
lich problematischer gewesen sein dürfte als gegenwärtig.

Der entsprechende SclUz war nicht dadLWehausreichend gewährteistet, dass dem Beklag-
ten im Jahr 1996 in ZUsammenhang mit der Herstellt.l1g eines Hausanschlusses ein Exem-
plar der damals aktueUenAVBGasV zur Verfüg mg gestellt worden war.Das gilt semn des-
halb, 'Heil der Sachzusammenhang der ÜberlassLl1g mit der Herstellung des Hausanschlus-
ses in dem Anschlussnehmer LRJspäteren KurDen die VorsteHung erwecken korrie, die
Verordnung werde sich lediglich mit technischen Fragen beschäftigen.

Die (erneute) Überfasstrg der AVVBGasV bei den jeweifigen Vertfagsschlüssen oder we-
nigstens bei dem Vertragsschluss tinsichtlich der Anschlussstelle . war ficht
deshalb entbehrlich, weil §305 Abs. 2 BGB auf den Beklagten als Untemetmer gemäß §
310 Abs. 1 S. 1 BGB keine ArMlendung finden würde.
Dem zwar ist der Beklagte von Benl"'::::-- _ also eine Person, die am Markt plan-
mäßig tnd dauerhaft leisturlJen gegen ein Entgelt anbietet (Palarrlt, 8GB, 69. Aufl.
2010, §14 Rdn. 2 m.w.N), l.JrXjdie AnschlussstelIef _ -- Ibetrifft die Räumlichkeiten---=- Jedoch spricht nichts dafür, dass der Beklagte bei Abschluss des Energie-
versorgll1Qsvertrages gegerüJer der Energielieferamn in AuslblllQ seiner geschäftli-
chen oder beruflichen Tätigkeit gehandelt hätte (§14 Abs. 1BGB). Dem der Beklagte ist
der Vertragspartnerin lJ"ftNidersprochenals Privatmam gegerübergetreten. Keinem der
Anschreiben und auch nicht dem Vertrag lässt sich enlnetmen, dass er nach alßen hin
als Untemenner, nämlich in seiner Eigenschaft als -__ .- aufgetreten wäre.

Eine Übersendl.flQ war nicht ausnahmsweise deshalb entbetrich, weil die einzubeziehen-
den Regelungen Rechtsnormen, nämlich Verordnungen waren.
Dem es ist nicht ersichtfich, dass die AVBGasV bzw. später die GasGW, also Verordnun-
gen zu einem Sonderbereich des Rechts, für die Klßien der Klägerin wesentlich leichter
zu beschaffen oder sonst einzusehen gewesen wäre als andere AGB eines Vertragspart-
ners.

Die AVBGasV oder die GasGW sind auch nicht später ausdrücklich oder konkilLfent wirk-
sam in einen der Verträge einbezogen worden.

So ist eine EinbezietulJ der Verordnt.Jrl) bzw. eine EirYälmLllQ des Rechts Zl.I" einseiti-
gen Preisändermg nicht etwa deshalb konklll1ent erfolgt, weil der Beklagte \Ur dem ers-
ten Widerspn.ch im JatT 2005 die RecInJrlIen der PfaJzwerkeAG bzw. der Klägerin lI'ld

die darin ausgewiesenen Preisänderungen akzeptiert und beglichen hat

Ein ÄndelU1Qsvertrag kam zwar grundsätzlich auch stillsctweigend zu Stande kommen
(BGH NJW 2008,283). Erforderlich ist dafür, dass die ändeflllQswilfige Partei nach den
GesamtLmständen davon ausgehen kam, dass die andere Partei dem zustimmt Dafür
reicht es gnmsä1zlich nicht aus, dass die FordelU1Q wn Leistl.81gen,die nicht schon
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nach dem Vertrag geschuldet werden, lediglich richt beanstamet wird. Das gilt lITlSO
mehr, als sich wrliegend aus der Sicht des Kunden aus der Fordenmg wn Preisen. die
wm Vertrag abweichen, nctt ohne Weiteres der Wille der Klägerin entnehmen ließ, eine
wesentfiche Änderung des Vertrages (einschließlich des Preisänderurgsrechts) herbeiZlr
führen.

Soweit der Beklagte auf diese Forderungen eine lalilJ'lQ erbrachte, kam darin ZlJ'lächstal-
lein die Vorstellung ZLm Ausdruck. hierzu verpflichtet zu sein.
Dem aus seiner Sictt lag es nahe dawn auszugehen, dass die geltend gemact1en geän-
derten Preise bereits nach dem Urspnl'YJsvertrag geschuldet seien, wie dies etwa der
Fall gewesen wäre, wem es sich um einen Tarifvertrag gehandelt hätte, wie von der Kläge-
rin lange \lertreten wurde.

Eine zahllJ19 ohne Widerspruch kam aber auch ihre Ursache darin gehabt haben. dass
sich der Beklagte mäglichel'\Yeise die Unterschiede der PreisberectnJngen nicht verge-
gerNVärtigthatte. Dem nach der Lebenserfahr\.,nJ ist es häufig so, dass Abnehmer wn lie-
ferungen. die sich über längere Zeit hinziehen. ihre Rechnungen oft ungeprüft bemhlen.

Es legt auch licht fern, dass der Beklagte, soweit er die Preisänd.ertl'lgen bemerkte, mög-
licherweise 2l.J1ächstangesichts der anfangs eher geringen Preisll1terschiede Auseinan-
dersetzl.l1gen, gegebenenfaßs mit dem Risiko einer Sperre der Beliefenrg mit Energie,
aus dem Weg gehen woRte.

Eine Einbeziehlllg der Verordnung bzw. eine EilYäLlTlt.llJ des Rechts zur einseitigen
Prelsändermg ist aber auch nicht etwa deshalb konkludent erfolgt, weil der Beklagte in ver-
schiedenen Schreiben ZLm Ausdruck gebracht hat, bestimmte Preiserhöhlngen akzeptie-
ren zu wollen.
Dem eine solche Erklärung sollte ertembar ein Angebot an den Vertragspartner sein,
der seinerseits wn seiner höheren Fordenng ablassen sollte. Eine Verbindlichkeit dieser
Erklärung für den Fan, dass der Vertragspartner. hier der Lieferant. auf seiner ertötten
Forden.J1Qbeharren WÜ'de, und gar ein Eimerständnis mit weiteren Preiserhöhungen
kam insoweit nicht angenommen werden.

Dementsprechend hat der Beklagte jeweils seinen Widerspru:h gegen weitere einseiti-
ge PreisveränderurYJen der Klägerin zum Ausdru:;k gebracht L.Ri die wn der Klägerin ge-
forderten erhöhten Preise gerade licht geleistet.

Eine EinbeziehlrlJ der GasGW in die Verträge ist auch nicht etwa dadll"Ch erfolgt, dass
der Beklagte mit den Schreiben der Beklagten wm 29.12.2006 und 24.3.2007 in den Be-
sitz der GasGW gekommen wäre lJld im Hinblick darauf den jeweiligen Vertrag mit einer
neuen PreisregellqJ lJld rumetY' LI1terEinbeziehLrlg der GasGW fortgesetzt hätte. Zlr
mindest ist dies nicht erwiesen.

AlferdiflJs könnte durchaus, hätte sich der ZUgang dieser Sc~iben nactweisen lassen,
\Cn einer wirksamen Einbezienrg der GasGW in beide Verträge ab diesem Zeitpunkt
auszugehen sein. Zwar mag die ZUsendUlJ im Dezember 2006 noch einfach der informati-
on gedient haben, dass die \Crhergehende Verordtu'lJ fUl durch diese neue VerordnUllJ
ersetzt sei. Die (erneute) ZUsendll1g der GasGW im März 2007. die rumetT mit dem An-
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gebot eines neuen Sordervertrag-Tarifs gekoppelt war, enthielt aber konkludent zugleich
mit diesem Tarifangebot die Er1däruYJder Klägerin, dass man für den Faß, dass die
GasGW roch nicht Inhalt des Vertrages sein sollte, sie spätestens jetzt mit der Übersen-
dlllJ ZLmVertragsinhalt machen LI1ddie VoraussetzlJ1gen des §305 Abs. 2 Nr. 2 BGB er-
füllen wollte.
Dieses Angebot wäre möglicherweise nicht ru bei der daraufhin erfolgten FertigLl'lQ ei-
ner Einziehl..rl)sermächtiglrg angemmmen worden, sondern auch, falls die Einziehungs-
ermächtigLI'YJbereits Z1JVOr erteilt war, mit dem weiteren widerspndlslosen Bezug wn
Gas lIld dem Akzeptieren des neuen, gÜlStigeren Tarifs nach Übersendmg lIld in Kennt-
nis der GasGW.
Beides liegt hier aber nicht vor. Eine Reaktion des Beklagten, die alt einen Erhalt der
Schreiben und der Anlage schBießen ließe, ist nicht erfolgt

Ob die ÜbermittllqJ der beiden Schreiben un:I insbesondere der GasGW an den Beklag-
ten gelungen ist, ist damit offen geblieben. Das geht zu Lasten der insoweit beweispflichti-
gen Klägerin (Palandt, 8GB, aao, §305 Rdn. 28).

Auch wem die von der Klägerin benannten Zeugen die ÜbersendlJ1g der betreffemen
Schreiben nebst GasGW veranlasst haben sollten, würde daraus doch nicht zweifeIsfrei
hervorgehen, dass die Schreiben auch jeweils zugegangen sind lI1d dass gegebenenfalls
jeweils die GasGW den Schreiben beigefügt war. Bei einer VemehrTulg der aLChhier be-
nannten Zeugen in einem Parallelwrfahren wurde del1lich, dass die Zeugen selbst mit
dem -Eintllen- nicht befasst waren. Mit dem Post\Jersand selbst hatte keiner der Zeugen
etwas zu tun. .

Der Beklagte erklärt, die GasGW nie erhalten zu haben. Das erscheint durchaus plausi-
bel, nachdem er bereits zuvor Widerspruch gegen die Preisänclenrgen der Klägerin ertD-
ben hatte lIld damit nicht ZU11 "engeren" Kreis der Adressaten gehörte. So Wlfde itm
auch nicht der günstigere Termin \/isavi M plus zuteil.

!nteressenausgleich
Die Klägerin kam sich nicht mit Erfolg auf die Notwerdigkeit ergänzender Vertragsausle-
glllg oder auf die Notwerdigkeit einer Anpassmg im Hinblick auf die Geschäftsgrllldla-
ge berufen.
Der Klägerin ist nicht deshalb aus Treu uro Glalben ein einseitiges Recht Zl.I" Preisanpas-
Sll'19Zl.IZIi>i1figen,weil ihre rteressen ansonsten in lI'Nertretbarer Weise lI'lberücksicttigt
bleben. Dem es hätte ihr freigestanden, von Anfang an bei Vertragsabschluss jeweils die
entsprecherden Verordnungen zu übersenden, gegebenenfalls wenigstens späterfür
einen Nachvveis zu sorgen, dass die Infonnationen wn Dezember 2006 und März 2007
den betreffefiden Kunden zugegal'YJenwa.ren,etwa dLr'ChAnfordenn;] einer Bestätigung
und weitere Reaktion. wem eine solche Bestätigung im Einzelfall nicht erfolgt war.

Außerdem korrte und kam sich die Klägerin gegebenenfalls dLl'ChKündigl.llg von einem
ffr sie nachteiligen Vertrag ohne PreisanpasslKlgsmäglichkeit otne lIlZ1.fT1utbareWarte-
fristen lösen (vgl. BGH aao S. 2666f).

Geltende Preise
Auch wem die Klägerin keine vertragtiche Befugnis hatte, die Energiepreise, die bei Be-
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gim des jeweiligen Vertrages Gelt~ hatten, zu \lerändem. so hat sie doch solche Ände-
rungen im Glauben, ihr stehe das entsprechende Recht zu, vorgenommen.

Der Beklagte, der bereits Widerspruch eirgelegt hatte, hat zwar mit verschiedenen Schrei-
ben zu erkennen gegeben, dass er jeweils einen etwas erhöhten Preis akzeptieren wolle.

Dadurch wurde daraus aber nicht schon ein "vereinbarter Preis" im Sinne des Vertrages,
und schon gar kein Einverständnis mit einseitigen Preiserhöhungen allgemein.

In der jeweiligen Erklärung des Beklagten lag, wie dargelegt. ein Angebot an die Klägerin,
sich auf die von itm genannten Preise, die niedriger lagen als von der Klägerin ge-
WÜ1SCht,zu einigen. Dieses Al'lJebot hat die Klägerin aber nicht angenommen, sondern je-
weils auf den von ilv berechneten Preisen beharrt.

Es verstößt deshalb nicht gegen Treu und Glauben, dass sich der Beklagte nurmehr sei-
ner Berecl1nl.nJ im wesentlichen die letzten nicht gerügten Preise zugnroelegt. Seit die-
sem Zeitpunkt korrte sich die Klägerin auf seine Widerspruche eimteflen tni gegebenen-
faUs ihrerseits die Verträge und itre hierauf beruhende Lieferverpflichtung beenden.

Es ist unstreitig, dass lIlter ZUgn.nJelegll'g der vom Beklagten rumelv zugnrdegeleg-
ten Preise (Arbeitspreis lIxI Grundpreis) die Forderungen der Klägerin ru die Höhe errei-
chen, die der Beklagte errechnet hat. Auf die DarstelfU1Qim Tatbestand wird insoweit Be-
zug genommen.

Diese Ansprfche sind durch die ZahllJ1Qendes Beklagten l.Ild die zur Aufrec~ gesteR-
ten bzw. verrechneten ÜberzahllqJen in den wrangegangenen Jahren, deren rechneri-
sche Richtigkeit nicht bestritten worden ist, erloschen (§ 3898GB).

Es kam offen bleiben, in welchem Umfang die Klägerin weitere Ansprüche durch Gasliefe-
rtII'gen nach dem 5.3.2008 bzw. 10.12.2008 erworben hat, die roch nicht durch (Ab-
schlags-) zahlllYJen vollständig abgegolten sind. Dem derartige FordertllVJen sind nicht
ZLm Gegenstand der Klage geworden.

Die Kostenentscheidung folgt aus §91 zpO.

Die EntscheidLng über die wrläufige Vollstreckbarkeit richtet sich nach den §§ 708 Nr.
11,711, ZPO.

Peters
Vizepräsidentin des Landgerichts


